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(fahrlässig oder vorsätzlich) und die Differenzierung der 
Höhe des Schadenersatzbetrags bei Fahrlässigkeit u. a. 
hinsichtlich der Schuldschwere festlegt.

In der Praxis ist hin und wieder immer noch festzu­
stellen, daß zwar die Staatliche Versicherung Schäden 
ersetzt, die Betriebe aber die arbeitsrechtliche Verantwort­
lichkeit gegenüber den schadensverursachenden Werktäti­
gen nicht geltend machen. Begründete Aufforderungen 
der Staatlichen Versicherung an Betriebe, die materielle 
Verantwortlichkeit noch durchzusetzen und ggf. die Höhe 
des vom Werktätigen zu leistenden Schadenersatzes an die 
Staatliche Versicherung abzuführen, werden z. T. nicht 
befolgt. Nur in wenigen Fällen waren diese Aufforderun­
gen Anlaß, die Konfliktkommissionen einzuschalten.

In diesem Zusammenhang ist die Zusammenarbeit der 
Staatlichen Versicherung mit der Staatsanwaltschaft beson­
ders wichtig. Kommt es bei der Anwendung (bzw. der 
Nichtgeltendmachung) der arbeitsrechtlichen Verantwort­
lichkeit zu Gesetzesverletzungen, die durch die Einwirkung 
der Staatlichen Versicherung auf den Betrieb allein nicht 
beseitigt werden können, dann sollte die Versicherung die 
Hilfe der Staatsanwaltschaft in Anspruch nehmen. Die 
Praxis beweist, daß Maßnahmen der Allgemeinen Gesetz­
lichkeitsaufsicht des Staatsanwalts gegenüber Betriebs­
leitern stets zum Erfolg führen.9

Ein weiterer Grund für noch auftretende Probleme ist 
die mangelhafte Sachverhaltsaufklärung. Dadurch ist es 
mitunter nach der Erstattung des Schadens durch die 
Staatliche Versicherung infolge des Zeitablaufs sehr 
schwierig festzustellen, ob der Mitarbeiter den Schaden 
schuldhaft herbeigeführt hat.

Hin und wieder wird auch deshalb von der Geltend­
machung der Verantwortlichkeit gegenüber dem Werk­
tätigen abgesehen, weil der damit verbundene Arbeits­
aufwand in keinem Verhältnis zum Nutzen stehe. Insoweit 
ist festzustellen, daß mit der Wiedergutmachung des ein­
getretenen Schadens durch die Staatliche Versicherung die 
materielle Verantwortlichkeit und damit der Zweck des 
§ 331 ZGB noch nicht verwirklicht sind. Für die Durch­
setzung von Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit im Betrieb, für das schadensvorbeugende Verhalten 
und für die Erhöhung des Rechtsbewußtseins der Werk­
tätigen hat die erzieherische Einflußnahme mittels der 
arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit eine bedeutsame 
Rolle.

*

Die Verbesserung der Rechtsarbeit im Betrieb auf diesem 
Gebiet stellt hohe Anforderungen sowohl an die Betriebe 
als auch an die Staatliche Versicherung. Dabei sollten 
künftig vor allem folgende Umstände stärker beachtet 
werden:
— Neben der Wiedergutmachung des eingetretenen Scha­

dens' durch die Staatliche Versicherung auf der Grund­
lage der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit des Betrie­
bes für seine Mitarbeiter und des dafür bestehenden 
Versicherungsschutzes ist vom Betrieb in jedem Fall zu 
sichern, daß die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit des 
schuldhaft einen Schaden verursachenden Mitarbeiters 
geprüft und ggf. durchgesetzt wird.

— Maßnahmen der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit 
hat grundsätzlich der Betrieb von sich aus einzuleiten, 
er sollte dazu nicht erst die Aufforderung der Staat­
lichen Versicherung abwarten.

— Die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit des Mitarbei­
ters ist zu prüfen, sobald der Schaden und der Scha­
densverursacher bekannt sind. Notfalls ist zur exakten 
Feststellung und Verwirklichung der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit das enge Zusammenwirken des 
Betriebes mit der zuständigen Direktion der Staatlichen 
Versicherung zu sichern.

— Die Verantwortung der Konfliktkommissionen der Be­
triebe sowohl für die Feststellung als auch für die

Durchsetzung der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit 
ist strikt zu verwirklichen. Die Einhaltung der für der­
artige Beratungen geltenden Fristen ist zu gewährlei­
sten.

— Die Staatliche Versicherung muß die Einhaltung und 
Verwirklichung der von ihr dem Betrieb erteilten Auf­
lagen kontrollieren und notfalls von der gesetzlich vor­
gesehenen Möglichkeit Gebrauch machen, den Versiche­
rungsschutz auszusetzen.10

— Es ist zu sichern, daß bei der Anwendung der arbeits­
rechtlichen Verantwortlichkeit die Grundsätze der Dif­
ferenzierung exakt beachtet werden. Das schließt ein, 
die gegenüber dem Werktätigen ausgesprochene Scha­
denersatzpflicht auch durchzusetzen. Der von dem Mit­
arbeiter geleistete Schadenersatzbetrag ist — soweit die 
Staatliche Versicherung den eingetretenen Schaden 
ersetzt hat — an die Staatliche Versicherung zurückzu­
führen.1 11
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